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I. Wohl keine gesetzliche
Vertretung durch Ehegatten

Der Bundesrat hatte im Jahr 2016 einen

Gesetzentwurf eingebracht (BR-Drucks

505/16), nach dem eine gesetzliche Voll-

machtsvermutung für den Ehegatten

greifen sollte.1 Das vom Bundestag am

18.5.2017 beschlossene Gesetz hatte die-

sen Entwurf stark abgeändert und ledig-

lich ein Notvertretungsrecht in Gesund-

heitsfragen vorgesehen; zusätzlich war

eine höhere Vergütung für Berufsbetreuer

enthalten (BR-Drucks 460/17). Insbeson-

dere wegen dieser höheren Vergütung

wurde die Vorlage von der Tagesordnung

vom 7.7.2017 abgesetzt. Das Gesetz wird

im Ergebnis der Diskontinuität anheim-

fallen, es sei denn, der Bundesrat stimmt

demGesetz am 22.9.2017 zu.

II. Keine Ausweitung des
wirtschaftlichen Vereins

Ursprünglich sollte der Anwendungs-

bereich deswirtschaftlichenVereins durch

eine Änderung des § 22 BGB ausgedehnt

werden auf unternehmerische Initiativen

aus bürgerschaftlichem Engagement. Zu

dem Gesetzentwurf und dem Entwurf der

entsprechenden Rechtsverordnung hatte

der Deutsche Notarverein ablehnend Stel-

lung genommen.2 Nach der Entscheidung

des BGH zum Berliner KiTa-Verein3 hatte

auch der Rechtsausschuss des Bundes-

tags empfohlen, die Änderung des § 22

BGB nicht zu beschließen (BT-Drucks

18/12998). Der Bundestag ist der Empfeh-

lung am 29.6.2017 gefolgt und hat nur

andere Teile des Gesetzes beschlossen, die

imWesentlichen klarstellender Natur sind

und das Genossenschaftsrecht betreffen.

III. Gesetz zur Neuregelung
des Schutzes von
Geheimnissen beschlossen

Der Bundestag beschloss am 29.6.2017

das Gesetz zur Neuregelung des Schutzes

von Geheimnissen bei der Mitwirkung

Dritter an der Berufsausübung schwei-

gepflichtiger Personen in der Fassung der

Empfehlung des Rechtsausschusses (BT-

Drucks 18/11936 und 18/12940). Bedeut-

sam ist, dass eine Strafbarkeit für Notare

beim Einsatz externer Dritter nur dann

vorliegt, wenn der Notar nicht dafür

Sorge trägt, dass mitwirkende Personen

zur Geheimhaltung verpflichtet werden.

Für das Sorgetragen ist eine vertragliche

Verpflichtung des Dienstleisters ausrei-

chend, die auch berufsrechtlich in § 26a

Abs. 3 BNotO vorgeschrieben wird. Mit-

arbeiter müssen wie bisher förmlich ver-

pflichtetwerden, die diesbezügliche Rege-

lung des § 26 BNotOwurde ebenfalls neu

gefasst. Das Gesetz tritt am Tag nach der

Verkündung in Kraft.

IV. Neue Pflichten bei
Vaterschaftsanerkennung

Im Eilverfahren wurde mit dem Gesetz

zur besseren Durchsetzung der Ausreise-

pflicht am 2.6.2017 eine neue gesetzliche

Regelung bei der Vaterschaftsanerken-

nung eingeführt, die am Tag nach Ver-

kündung in Kraft treten soll.

Nach dem neuen § 1597a Abs. 2 BGB

muss der Notar die Beurkundung ausset-

zen, wenn konkrete Anhaltspunkte für

eine missbräuchliche Anerkennung der

Vaterschaft bestehen; er hat dies der Aus-

länderbehörde nach Anhörung des Aner-

kennenden und der Mutter mitzuteilen.

Das Gesetz enthält fünf Regelbeispiele,

bei denen konkrete Anhaltspunkte in die-

sem Sinne anzunehmen sind, die re-

gelmäßig für den beurkundenden Notar

kaum ersichtlich sein werden (u. a. Beste-

hen einer vollziehbaren Ausreisepflicht;

der Anerkennende oder die Mutter oder

das Kind haben einen Asylantrag gestellt

und besitzen die Staatsangehörigkeit ei-

nes sicheren Herkunftsstaates nach § 29a

des Asylgesetzes; Verdacht, dass dem An-

erkennenden oder der Mutter ein Ver-

mögensvorteil für die Anerkennung der

Vaterschaft oder die Zustimmung hierzu

gewährt oder versprochen worden ist).

Solange die Beurkundung ausgesetzt ist,

kann die Anerkennung nicht wirksam

von einer anderen Urkundsperson oder

Behörde beurkundet werden (§ 1597a

Abs. 3 BGB n. F.). Die Ausländerbehörde

prüft und stellt mittels Verwaltungsakt

fest, ob eine sogenannte missbräuchli-

che Anerkennung der Vaterschaft besteht

(§ 85a AufenthGn. F.). Bei Unanfechtbar-

keit dieser Entscheidung ist die Beurkun-

dung abzulehnen (§ 1597a Abs. 2 S. 4

BGB n. F.). Für die Zustimmung der Mut-

ter gelten die Regelungen entsprechend

(§ 1597a Abs. 4 BGB n. F.). Die Regelun-

gen finden letztlich keine Anwendung,

wenn der Anerkennende der leibliche

Vater des anzuerkennenden Kindes ist

(§ 1597a Abs. 5 BGB n. F.).

Die Ergänzung wurde in einem laufen-

den Gesetzgebungsverfahren, das eine

solche Regelung ursprünglich gar nicht

vorgesehen hatte, vom Innenausschuss

am 17.5.2017 eingefügt; der Bundestag

beschloss die geänderte Fassung einen

Tag später am 18.5.2017. Am 2.6.2017

passierte das Gesetz bereits den Bundes-

rat (gegen das Petitum des Rechtsaus-

schusses, der – allerdings wegen anderer

Gründe – empfohlen hatte, den Vermitt-

lungsausschuss anzurufen). Hintergrund

der Neuregelung ist, dass § 1600 Abs. 1

Nr. 5 BGB (2008 eingeführt) ein Recht

der Behörde auf Anfechtung der Vater-

schaft vorsieht. Das BVerfG hatte dies

mit Beschluss v. 17.12.2013 (1 BvL 6/10)

für verfassungswidrig erklärt. Der nun-

mehr beschlossene § 1597a BGB ersetzt

dieses repressive Verfahren durch das

oben geschilderte präventive Verfahren.

V. ¾nderungen zur Gesell-
schafterliste, Geldwäsche-
gesetz und Transparenz-
register in Kraft getreten

Das Gesetz zur Umsetzung der Vier-

ten EU-Geldwäscherichtlinie, zur Ausfüh-

rung der EU-Geldtransferverordnungund

zur Neuorganisation der Zentralstelle für

Finanztransaktionsuntersuchungen

(BGBl I, S. 1822) ist am 26.6.2017 in Kraft

getreten. Darin enthalten sind geänderte

Regelungen zur Gesellschafterliste nach

1 Bericht aus Berlin, notar 2017, 227, siehe
auch das Editorial von Fölsch, notar 2017,
117.

2 Bericht aus Berlin, notar 2017, 226.
3 Vossius, in diesemHeft, S. 286.
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§ 40 GmbHG,4 zum Geldwäschegesetz

und zum Transparenzregister.5

VI. Ehe für alle beschlossen

Der Bundestag beschloss am 28.6.2017,

dass die Ehe künftig von zwei Personen

verschiedenen oder gleichen Geschlechts

geschlossen werden kann (§ 1353 Abs. 1

S. 1 BGB n. F.). Eine bestehende Lebens-

partnerschaft kann nach § 20a LPartG in

eine Ehe umgewandelt werden. Wird das

Gesetz noch im Juli verkündet, tritt es am

1.10.2017 in Kraft (Art. 3).

VI. ¾nderungen der
Bundesnotarordnung

Die BNotO wurde geändert durch das

bereits oben genannte Gesetz zur Neu-

regelung des Geheimnisschutzes sowie

durch das Gesetz zur Umsetzung der Be-

rufsanerkennungsrichtlinie und zur Än-

derung weiterer Vorschriften im Bereich

der rechtsberatenden Berufe (BGBl I

2017, S. 1121). Die hierdurch erfolgten

– größtenteils redaktionellen – Änderun-

gen werden im Folgenden kurz dar-

gestellt.

1. Redaktionelle ¾nderungen

Diemeisten Änderungen sind rein redak-

tionell bzw. kosmetisch. So wurde die als

veraltet empfundene Angabe „vom Hun-

dert“ durch „Prozent“ ersetzt (§§ 6 Abs. 3

S. 3, 7a Abs. 6 S. 1 BNotO). An anderen

Stellen wird klargestellt, dass, sofern die

Landesregierungen die Ermächtigung

zum Erlass einer Rechtsverordnung (auf

die Notarkammern) übertragen dürfen,

dies durch Rechtsverordnung erfolgen

muss (§§ 7 Abs. 5 S. 2, 9 Abs. 1 S. 2, 25

Abs. 2 S. 1 und 65 Abs. 1 S. 3 BNotO).

Ferner wurde an diversen Stellen der Be-

griff „Kammer“ durch „Notarkammer“ er-

setzt und „Versammlung der Kammer“

durch „Kammerversammlung“.

Zu den imWesentlichen nur redaktionel-

len Änderungen gehört auch die Neufas-

sung des § 47 BNotO. Die Gründe für das

Erlöschen des Amtes wurden zum einen

entsprechendder Reihenfolge der Bezugs-

normen neu sortiert (BT-Drucks 18/9521,

S. 222). In § 47 Nr. 6 BNotO wurde er-

gänzt, dass die Amtsenthebung erst dann

zum Erlöschen des Amtes führt, wenn sie

bestandskräftig geworden ist (§ 47 Nr. 6

BNotO n. F. = Nr. 5 a. F.). Der Gesetzes-

begründung zufolge handelt es sich um

eine Klarstellung (BT-Drucks 18/9521,

S. 222).6 Zudem wurde der Grund des

Erlöschens des Amtes aufgrund eines

rechtskräftigen Urteils (§ 47 Nr. 5 BNotO

n. F. = Nr. 6 a. F.) „sprachlich präzisiert“

(BT-Drucks 18/9521 S. 222).

Die Änderungen traten am 18.5.2017 in

Kraft (Art. 20 Abs. 1 des Gesetzes).

2. Verwendung der Amtsbezeich-
nung von überçrtlich verbun-
denen oder tätigen Anwalts-
notaren

Mit einer inhaltlichen Änderung im Be-

reich des Anwaltsnotariats verbunden ist

die Neufassung des § 29 Abs. 3 BNotO.

Nach der bisherigen – letztlich nur noch

auf dem Papier stehenden – Fassung des

§ 29 Abs. 3 BNotO durfte ein Anwalts-

notar, der sichmit nicht an seinemAmts-

sitz tätigen Personen verbunden oder

mit ihnen gemeinsame Geschäftsräume

hat, seine Amtsbezeichnung als Notar

auf Drucksachen und anderen Geschäfts-

papieren nur angeben, wenn sie von sei-

ner Geschäftsstelle aus versandt wurden,

und auch nur auf demjenigen Amts- oder

Namensschild führen, das an seinem

Amtssitz auf seine Geschäftsstelle hin-

weist. Diese Regelung war jedoch infolge

eines Beschlusses des BVerfG aus dem

Jahr 2005 nichtig, weil sie nicht mit

Art. 12 Abs. 1 GG vereinbar war.7 Der

Gesetzgeber hat die Norm nunmehr

durch eine Regelung ersetzt, die es dem

Anwaltsnotar, der in überörtlicher Sozie-

tät tätig ist oder weitere Kanzleien oder

Zweigstellen unterhält, erlaubt, auf Ge-

schäftspapieren, in Verzeichnissen, in der

Werbung und auf nicht an einer Ge-

schäftsstelle befindlichen Geschäftsschil-

dern seine Amtsbezeichnung als Notar zu

führen, allerdings muss er dabei seinen

Amtssitz angeben.

3. Geschäftsschilder sowie Amts-
und Namensschilder

Durch die Neuregelungen in § 29 Abs. 3

und 4 BNotO soll die unterschiedliche

Behandlung von notariellen Amts- und

Namensschildern einerseits und anwalt-

lichenGeschäftsschildern andererseits im

Gesetz deutlich zum Ausdruck kommen

(BT-Drucks 18/9521, S. 222). Geschäfts-

schilder sind solche, die nicht an der Ge-

schäftsstelle geführt werden (vgl. § 29

Abs. 3 BNotO n. F.). Amts- und Namens-

schilder dürfen hingegen nur an Ge-

schäftsstellen geführt werden (§ 29

Abs. 4 BNotO n. F.). Nur für die letzt-

genannten gelten § 3 DONot und die

darin geregelten Berechtigungen zur Füh-

rung des Landeswappens; für die Verwen-

dung von Geschäftsschildern gilt § 29

Abs. 3 BNotO n. F.

Nach der Neuregelung des § 29 Abs. 4

BNotO („nur an Geschäftsstellen“) kann

die Aussage, es stehe im Ermessen des

Notars, an welchen Orten er Namens-

schilder anbringt,8 m. E. jedenfalls in die-

ser Allgemeinheit nichtmehr gelten. Eine

wesentliche materielle Änderung ist im

Übrigen hiermit gleichwohl nicht ver-

bunden. Ausreichend ist m. E. weiterhin

ein hinreichender Zusammenhang mit

demGebäude, in dem sich die Geschäfts-

stelle befindet, wobei die Grenzen des

Werbeverbots stets zu beachten sind.9 In-

sofern sollte wie bisher die Führung der

Namensschilder z. B. im Aufzug oder

Parkhaus des Gebäudes, auf Wegweisern

an oder im Gebäude zulässig sein.10

4. Option für Anwaltsnotare zum
Wechsel zum Nur-Notar

Nach den neu eingefügten § 116 Abs. 1

S. 2 ff. BNotO besteht für Anwaltsnotare,

die am 31.12.2017 in Baden-Württem-

berg bestellt sind, die Möglichkeit, auf

Antrag zum Nur-Notar bestellt zu wer-

den. Die Norm tritt am 1.1.2018 in Kraft

(Art. 20 Abs. 4 Nr. 4 des Gesetzes), ein

entsprechender Antrag ist gemäß § 116

Abs. 1 S. 3 BNotO n. F. bis zum

31.12.2019 schriftlich bei der Landesjus-

tizverwaltung zu stellen. Die betroffe-

nen Anwaltsnotare11 haben dementspre-

chend zwei Jahre Zeit, sich für das Nur-

Notariat zu entscheiden. Diese Option

wird hoffentlich von möglichst vielen

wahrgenommen werden, damit die ge-

genwärtige Mischform der Notariatsfor-

men deutlich früher beendet werden

wird, als das sonst der Fall wäre (vgl.

auch BT-Drucks 18/9521, S. 225).

Notarassessor Dr. Stefan D. J. Schmitz,

Berlin

4 Siehe dazu bereits DNotI-Report vom
7.6.2017.

5 Bericht aus Berlin, notar 2017, 227.

6 Eylmann/Vaasen/Custodis, § 47 BNotO
Rn 16 zufolge sollte das Erlöschen des Am-
tes nach § 47 Nr. 5 BNotO a. F. frühestens
mit Zustellung der Verfügung oder mit Ein-
tritt einer evtl. vorgesehenen Bedingung
eintreten.

7 BVerfG v. 8.3.2005 – 1 BvR 2561/03.

8 So Eylmann/Vaasen/v. Crampe, § 3 DONot
Rn 13.

9 Vgl. Armbrüster/Renner/Eickelberg, § 3 DO-
Not Rn 12.

10 Armbrüster/Renner/Eickelberg, § 3 DONot
Rn 12; Eylmann/Vaasen/v.Crampe, § 3DO-
Not Rn 13.

11 Ca. 55 Personen, vgl. BT-Drucks 18/9521,
S. 225.
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